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Lebensmittelunternehmen in der Corona-Krise –
amtliche �berwachung, beh�rdliche Gefahren-
abwehr und Entsch�digungen nach dem
Infektionsschutzgesetz1

Rechtsanwalt Dr. Carsten Oelrichs, Hamburg

Die Einschr�nkungen aufgrund der Coronavirus-Krise betreffen auch die Lebensmit-
telwirtschaft. In seinem Beitrag besch�ftigt sich der Autor mit den Rechtsgrundla-
gen, Rechtsfolgen und Rechtsschutzm�glichkeiten, die sich in diesem Zusammen-
hang insbesondere aus dem zuletzt mehrfach ge�nderten Infektionsschutzgesetz er-
geben.

I. Einleitung

Im Dezember 2019 traten in China erstmals COVID-19-Erkrankungen aufgrund des
neuartigen SARS-CoV-2-Virus auf. Anfang 2020 verbreitete sich das Virus fl�chen-
deckend in Westeuropa. Im M�rz 2020 schnellte dann auch in Deutschland die Zahl
festgestellter Infektionen nach oben. Nach einer Vereinbarung zwischen der Bundes-
regierung und den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Bundesl�nder am
16. M�rz 20202 kam es zu einem fl�chendeckenden lockdown der Wirtschaft und des
sozialen und kulturellen Lebens. S�mtliche Bundesl�nder erließen Verordnungen
oder Allgemeinverf�gungen zur Eind�mmung des Corona-Virus.3 Diese Bestimmun-
gen wurden mehrfach ge�ndert und durch Straf- und Ordnungswidrigkeitenregelun-
gen erg�nzt.4 Die Landesregelungen wurden zudem durch regionale Maßnahmen5

flankiert, so dass in K�rze ein fast un�bersichtlicher Flickenteppich an Verbotsbe-
stimmungen entstand. Noch im M�rz 2020 verabschiedete der Deutsche Bundestag
das Gesetz zum Schutz der Bev�lkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler

1 Infektionsschutzgesetz vom 20.7.2000 (BGBl. I, S. 1045), zuletzt ge�ndert durch Art. 3 des Gesetzes vom
27.3.2020 (BGBl. I, S. 587).

2 Siehe Pressemitteilung 96 des BPA v. 16.3.2020, vorausgegangen war eine gemeinsame Besprechung mit
einem Beschluss der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs am 12.3.2020.

3 Exemplarisch die Hamburger Allgemeinverf�gungen zur Eind�mmung des Corona-Virus v. 11., 12., 13.,
16., 17., 19., 20., 22. 26., 30.3. und 3.4.2020, die �berwiegend im Zuge des Erlasses der VO zur Eind�mmung
des Corona-Virus v. 2.4.2020 wieder aufgehoben wurden. Die Hmb. SARS-CoV-2-Eind�mmungsVO ist seit
dem 18.5.2020 in ihrer 6. Fassung g�ltig; www.hamburg.de.

4 Siehe etwa die Bußgeldbestimmungen in § 33 Abs. 1 Nrn. 1 bis 66 zur Hmb.SARS-CoV-2-Eind�mmungs-
VO und den Hmb. Bußgeldkatalog zu § 33 Abs. 2 der VO; www.hamburg.de.

5 Siehe z.B. die Allgemeinverf�gungen der – durch Einf�hrung der Maskenpflicht in der �ffentlichkeit her-
vorgetretenen – Stadt Jena vom 10.3., 13.3., 14.3., 16.3., 18.3., 19.3., 20.3., 23.3., 24.3., 31.3., 1.4., 17.4., 24.4.,
31.4., 8.5. und 14.5.2020; www.gesundheit.jena.de.
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Tragweite,6 das die Befugnisse des Bundes st�rkte, und stellte durch Beschluss fest,
dass aufgrund der Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus eine epidemische Lage von
nationaler Tragweite besteht.7 Am 15. Mai 2020 wurde das Zweite Gesetz zum
Schutz der Bev�lkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite8 ver-
abschiedet, das COVID-19 als meldepflichtige Krankheit und das SARS-CoV-2-Vi-
rus als meldepflichtigen Krankheitserreger in das Infektionsschutzgesetz aufnahm.9

Die staatlichen Eind�mmungsmaßnahmen f�hrten zu den gr�ßten Einschr�nkungen
von Grundrechten seit Bestehen der Bundesrepublik. Die sozialen, kulturellen, wirt-
schaftlichen Folgen und auch die Einbußen in der Gesundheits- und Bildungsversor-
gung f�r weite Teile der Bev�lkerung durch Fokussierung auf die Epidemie-Be-
k�mpfung sind noch gar nicht absehbar. Sicher ist nur, dass sie gravierend sein wer-
den. Trotz Auflegung umfangreicher staatlicher Unterst�tzungsmaßnahmen gerade
auch f�r die Ern�hrungswirtschaft10 ist absehbar, dass die Einschnitte eine große
Zahl von Insolvenzverfahren, den Verlust hunderttausender von Arbeitspl�tzen und
die Zerst�rung vieler, �ber Jahrzehnte aufgebauter beruflicher Existenzen zur Folge
haben werden.

Obwohl die Lebensmittelwirtschaft als systemrelevant gilt,11 um die Versorgung der
Bev�lkerung in der Krise sicherzustellen, haben die Eind�mmungsmaßnahmen ge-
rade auch viele Lebensmittelunternehmen hart getroffen. Dies gilt insbesondere f�r
die Gastronomie, die �ber lange Zeit in allen Bundesl�ndern einem fast vollst�ndi-
gen T�tigkeitsverbot unterlag, das auch erst schrittweise im Zuge des Zur�ckfahrens
der staatlichen Verbote im Anschluss an eine weitere Bund-L�nder-Konferenz am 6.
Mai 2020 gelockert wurde.12

Grundlage f�r die massiven staatlichen Eingriffe ist das Infektionsschutzgesetz
(IfSG). Es gibt den Regelungsrahmen im Krisenfall f�r das T�tigwerden des Bundes
und der Bundesl�nder sowie ihrer Beh�rden vor und soll im Folgenden mit Blick auf
die Auswirkungen auf die Lebensmittelunternehmen beleuchtet werden.

6 Siehe BGBl 2020, Teil I, 587 v. 27.3.2020.
7 Beschluss v. 25.3.2020 nach § 5 IfSG, BR-Drucks. 151/20 v. 26.3.2020.
8 Zweites Gesetz zum Schutz der Bev�lkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite, BT-

Drucks. 19/18967 v. 5.5.2020.
9 Vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 1 lit. t IfSG n.F. und § 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG n.F.

10 Siehe etwa den Schutzschirm der Bundesregierung f�r die Wirtschaft mit Zusch�ssen, B�rgschaften,
steuerlichen Erleichterungen und Liquidit�tshilfen, www.bundesregierung.de und das BMEL-Papier zu
Hilfsmaßnahmen vom 8.5.2020; www.bmel.de.

11 Siehe die Leitlinie KRITIS-Unternehmen „Ern�hrung“ des BMEL in Ankn�pfung an § 2 Nrn. 2 und 6
ESVG v. 20.4.2020.

12 Siehe etwa die 5. und 6. Fassung der Hamburger SARS-CoV-2-Eind�mmungsVO, schrittweise g�ltig ab
dem 6.5., 12.5. und 18.5.2020; www.hamburg.de.
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II. Pr�vention durch Aufkl�rung, amtliche �berwachung und
Gefahrenabwehr durch die Beh�rden

1. Staatliche Aufkl�rung und nationale Koordination

Zweck des IfSG ist es, �bertragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, In-
fektionen fr�hzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung zu verhindern (§ 1
Abs. 1 IfSG). Nach § 3 IfSG sind die Information und die Aufkl�rung der Allgemein-
heit �ber die Gefahren und die M�glichkeiten zu deren Verh�tung eine �ffentliche
Aufgabe. Dabei kommen Aufgaben zur Koordinierung, insbesondere im Fall der epi-
demischen Lage von nationaler Tragweite, dem Bund zu. Zust�ndig sind vorrangig
das Robert Koch-Institut (RKI) als nationale Beh�rde zur Vorbeugung �bertragbarer
Krankheiten sowie zur fr�hzeitigen Erkennung und Verhinderung der Weiterver-
breitung von Infektionen (§ 4 IfSG) und das Bundesministerium f�r Gesundheit, das
vor allem im Fall grenz�berschreitender sowie nationaler Belange (§ 5 Abs. 2 und
§ 5a Abs. 2 IfSG) Anordnungen treffen, Rechtsverordnungen erlassen und die Melde-
pflicht an die epidemische Lage anpassen kann (§§ 14, 15 IfSG). Das Bundesministe-
rium f�r Gesundheit hat nach § 4 Abs. 1 Buchst. a) IfSG sp�testens bis 31. M�rz 2021
dem deutschen Bundestag einen Bericht zu den Erkenntnissen aus der durch das
neuartige Corona-Virus SARS-CoV-2 verursachten Epidemie vorzulegen.

Im Rahmen der staatlichen �berwachung werden die erfassten Meldungen zu
Krankheiten und Krankheitserregern nach §§ 6f. IfSG von den Gesundheits�mtern
bewertet und den zust�ndigen Landesbeh�rden sowie dem RKI, das auch ein elek-
tronisches Melde- und Informationssystem nach § 14 IfSG f�hrt, �bermittelt (§ 11
IfSG). Daneben erfolgen die Durchf�hrung der infektionshygienischen und hygieni-
schen �berwachung sowie die Gefahrenabwehr vor Ort vorrangig durch die Bundes-
l�nder. Diese bestimmen gem. § 54 IfSG die neben den Gesundheits�mtern zust�ndi-
gen Beh�rden. Das geschieht aufgrund von Landesregelungen zu Zust�ndigkeiten
und zur �bertragung von Erm�chtigungen nach dem IfSG.13

2. Anwendbare Regelungen nach der konkreten Gefahrensituation

Welche Aufgaben die Beh�rden haben und welche Maßnahmen sie nach dem IfSG er-
greifen k�nnen, h�ngt von der konkreten Gefahrenlage ab. Dazu beschreibt das IfSG
unterschiedliche Situationen, in denen erh�hte Ansteckungsgefahren f�r den Men-
schen bestehen k�nnen und ein besonderer Infektionsschutz gilt. Hierbei unterschei-
det das Gesetz zwischen erh�hten Ansteckungsgefahren in bestimmten Einrichtun-
gen (§§ 33ff. IfSG), besonderen produktbezogenen Ansteckungsgefahren (Wasser,
Lebensmittel, Krankheitserreger, §§ 37ff. IfSG) und schließlich zwischen unter-
schiedlichen Situationen im Hinblick auf die Feststellung von Kranken, Krankheits-

13 Siehe z.B. IfSBG-NRW v. 14.4.2020; Th�r IfSG ZuStVO v. 2.3.2016.; §§ 65 ff. BayrZuStV v. 16.5.2015;
Hamb. Anord. ZuStInfektionsschutzR v. 27.3.2001; IfSG ZustVO Saarland v. 12.9.2016; DVO IfSG RhPf
v. 10.3.2010.
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und Ansteckungsverd�chtigen oder Ausscheidern (personenbedingte Gefahrenlagen,
§§ 28ff. IfSG).

a) Erh�hte Ansteckungsgefahren in bestimmten Einrichtungen

Der 6. Abschnitt des IfSG sieht einen besonderen Infektionsschutz bei bestimmten
Einrichtungen (vgl. 33 IfSG) und Unternehmen vor. Ansatzpunkt f�r die Regelungen
ist hier, dass in bestimmten Einrichtungen viele Personen (z.B. in Massenunterk�nf-
ten) oder besonders schutzbed�rftige Personen (z.B. Kinder, Kranke, Pflegebed�rfti-
ge) zusammenkommen.

aa) Daher d�rfen Personen, die in bestimmter Weise erkrankt oder dessen verd�chtig
sind, diese Einrichtungen nicht mehr aufsuchen und dort t�tig sein (vgl. § 34 Abs. 1,
3 IfSG). Ausscheider bestimmter Bakterien oder Viren d�rfen die Einrichtungen nur
unter bestimmten Voraussetzungen betreten (§ 34 Abs. 2 IfSG). Es gelten besondere
Aufkl�rungs- und Belehrungspflichten (§ 34 Abs. 5, 10 und 11 IfSG, § 35 IfSG), Mit-
teilungs- und Darlegungspflichten (§ 34 Abs. 5, 6, 10a, 11 IfSG, § 36 Abs. 3a, 4, 8
IfSG), Auskunftspflichten (§ 15a Abs. 2 IfSG), Mitwirkungs- (§ 23 Abs. 3ff. IfSG,
§ 36 Abs. 7 IfSG) und Duldungspflichten (§ 36 Abs. 5, 6 IfSG). Außerdem bestehen
besondere infektionshygienische �berwachungsaufgaben (§§ 15a Abs. 3 IfSG, 36
Abs. 2 IfSG). Die zust�ndigen Beh�rden haben besondere Eingriffs- und Erlaubnis-
befugnisse (§ 34 Abs. 7 bis 9 IfSG, § 28 Abs. 2 IfSG).

bb) Lebensmittelunternehmen werden als „Einrichtung“ i.S.d. 6. Abschnitts des
IfSG allerdings nicht gesondert erfasst. Daher kommen die besonderen Infektions-
schutzmaßnahmen nach §§ 33ff. IfSG f�r Lebensmittelunternehmen nur ausnahms-
weise zur Anwendung (z.B. f�r Kantinen in Schulen).

b) Produktbezogene Ansteckungsgefahren

Besondere Ansteckungsgefahren k�nnen sich auch beim Umgang mit bestimmten
Stoffen ergeben. Das IfSG regelt als gefahrgeneigte Bereiche dazu neben der T�tig-
keit mit Krankheitserregern (9. Abschnitt) den Umgang mit Wasser f�r den mensch-
lichen Gebrauch (7. Abschnitt) und den mit Lebensmitteln (8. Abschnitt).

aa) Bei T�tigkeiten im Zusammenhang mit der Ein- und Ausfuhr, Aufbewahrung,
Abgabe oder Arbeit mit Krankheitserregern erfolgt eine Regulierung vor allem �ber
Erlaubnispflichten (§ 44 IfSG) und eine aufsichtsorientierte T�tigkeit (§ 46 IfSG). Es
gelten besondere Anzeige- (§ 49f. IfSG) sowie Mitwirkungs- und �berwachungs-
pflichten (§ 49 Abs. 1 IfSG, §§ 50aff. IfSG). Spezifische Untersagungsbefugnisse der
Beh�rden ergeben sich aus § 45 Abs. 4 IfSG und § 49 Abs. 3 IfSG. Besondere Er-
m�chtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen folgen aus § 50 Abs. 4 IfSG und
§ 53 IfSG.

bb) Sonderbestimmungen bestehen auch bei der Nutzung oder Beseitigung von Was-
ser f�r den menschlichen Gebrauch (§§ 37ff. IfSG, z.B. bei Wassergewinnungs- und
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Wasserversorgungsanlagen). Erfasst wird insbesondere auch Wasser, das in Gewer-
bebetrieben bereitgestellt wird (vgl. 37 Abs. 2 IfSG). Auch hier bestehen besondere
Gew�hrleistungs- (§ 37 Abs. 1, 2 IfSG), Mitwirkungs- und �berwachungspflichten
(§ 39 Abs. 1 IfSG, § 41 Abs. 1 IfSG) sowie besondere Eingriffsbefugnisse der Beh�r-
den (§§ 39 Abs. 2 IfSG, 49 Abs. 3 IfSG). Nach § 38 IfSG kann das Bundesministerium
f�r Gesundheit Anforderungen von Wasser f�r den menschlichen Gebrauch konkre-
tisieren.

cc) Dar�ber hinaus bestehen im Umgang mit bestimmten Lebensmitteln (vgl. § 42
Abs. 2 IfSG) Sondervorgaben. So gelten besondere Belehrungs-, Mitteilungs- und
Vorsorgepflichten (§ 43 IfSG). F�r von bestimmten Krankheiten betroffene Personen
bestehen T�tigkeits- und Besch�ftigungsverbote (vgl. § 42 Abs. 3 bis 5 IfSG). Durch
Rechtsverordnungen des Bundesgesundheitsministeriums k�nnen die gesetzlichen
Anforderungen konkretisiert oder ge�ndert werden, insbesondere dann, wenn epide-
mologische Erkenntnisse dies zulassen (§ 42 Abs. 5 IfSG und 43 Abs. 7 IfSG).

dd) Die besonderen Eingriffsmaßnahmen bei Gefahrensituationen im Zusammen-
hang mit Wasser f�r den menschlichen Gebrauch und Lebensmitteln kn�pfen daran
an, dass Krankheitserreger �bertragen werden k�nnen (vgl. § 37 Abs. 1 IfSG, § 42
Abs. 4 IfSG). Allerdings gibt es bislang keine hinreichend wissenschaftlichen Hin-
weise daf�r, dass der Umgang mit Lebensmitteln oder Wasser f�r den menschlichen
Gebrauch Ansteckungsgefahren durch das SARS-CoV-2-Virus begr�ndet oder rele-
vant erh�ht.14 Daher haben auch die Regelungen beim Umgang mit Lebensmitteln
nach dem 7. und 8. Abschnitt im IfSG derzeit eher untergeordnete Bedeutung.

c) Personenbezogene Gefahrensituationen

aa) Ausgangspunkt f�r beh�rdliche Maßnahmen bei der Eind�mmung des Corona-
Virus in Lebensmittelunternehmen sind deshalb i.d.R. nicht die spezifischen Bestim-
mungen f�r Lebensmittel, Wasser oder f�r besondere Einrichtungen mit erh�htem
Ansteckungsrisiko, sondern die allgemeinen Vorgaben im 4. und 5. Abschnitt des
IfSG, um die Weiterverbreitung von Infektionen zu verhindern. Bei den dort vorgese-
henen allgemeinen Gefahrenabwehrmaßnahmen ist zu unterscheiden zwischen Maß-
nahmen zur Verh�tung �bertragbarer Krankheiten (4. Abschnitt, §§ 15 aff.) und
Maßnahmen zur Bek�mpfung �bertragbarer Krankheiten (5. Abschnitt, §§ 24ff.
IfSG).

bb) Diese Unterscheidung hat erhebliche Bedeutung, weil nach beiden Abschnitten
zwar jeweils zur Gefahrenabwehr die „notwendigen Maßnahmen“ (ggfs. auch Be-
triebsschließungen) in Frage kommen, die Voraussetzungen und die Rechtsfolgen
aber z.T. erheblich voneinander abweichen. So gelten nicht durchg�ngig dieselben

14 Siehe etwa das FAQ der Europ�ischen Kommission zu COVID-19 vom 8.4.2020, insbesondere dort zu 3;
sowie „questions and answers“ (8.4.2020); des BfR: FAQ’s zur �bertragbarkeit �ber Lebensmittel (Stand:
17.4.2020) und WHO/FAQ: COVID-19 und food safety, guidance for food businesses, interim guidance
(7.4.2020).
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Vorgaben f�r die �berwachungs- und Ermittlungst�tigkeiten der Beh�rden. Auch
vorgesehene Gefahrenabwehrmaßnahmen weichen voneinander ab. Ferner sind die
Rahmenbedingungen f�r den Erlass von Anordnungen unterschiedlich. Die Regelun-
gen des 5. Abschnitts mit Ausnahme der Schutzmaßnahmen nach § 28 IfSG betreffen
unmittelbar ausschließlich Kranke, Krankheits- oder Ansteckungsverd�chtige oder
Ausscheider und ggfs. Verstorbene, die zu diesem Personenkreis geh�rten, sowie aus-
nahmsweise Personen i.S. v. § 31 S. 2 IfSG, die Krankheitserreger so in oder an sich
tragen, dass im Einzelfall die Gefahr einer Weiterverbreitung besteht. Bei Maßnah-
men gegen diese Personen haben Widerspruch und Anfechtungsklage aufschiebende
Wirkung, bei den Verh�tungsmaßnahmen nach §§ 16f. IfSG und den Schutzmaßnah-
men nach § 28 IfSG dagegen nicht. Vor allem weichen aber die Rechtsfolgen von Ver-
h�tungs- und Beseitigungsmaßnahmen erheblich voneinander ab. Eine allgemeine
Entsch�digung f�r den betroffenen Unternehmenstr�ger sieht § 65 IfSG bei rechtm�-
ßigem Beh�rdenhandeln nur bei Verh�tungsmaßnahmen (§§ 16f. IfSG) vor, bei recht-
m�ßigen Bek�mpfungsmaßnahmen (§§ 28ff. IfSG) dagegen nicht. Hier bestehen zwar
auch Entsch�digungsregelungen nach § 56 Abs. 1 und 1a IfSG. Diese gelten aber
grunds�tzlich nur f�r die durch Beseitigungsmaßnahmen nach §§ 30f. IfSG betroffe-
nen Kranken, Krankheits- und Ansteckungsverd�chtigen und Ausscheider (z. B. weil
sie aufgrund einer Infektion abgesondert wurden). Auch die Repressivfolgen bei Ver-
st�ßen gegen das IfSG oder aufgrund des IfSG erlassenen Verordnungen und Verwal-
tungsakten, d. h. die Verh�ngung von Bußgeldern, Strafen und die Einziehung von
Gegenst�nden, auf die sich eine Straftat bezieht (vgl. §§ 73ff. IfSG und die Straf-
und Ordnungswidrigkeiten-Bestimmungen in den einzelnen SARS-CoV-2-Eind�m-
mungsverordnungen der Bundesl�nder) h�ngen jeweils davon ab, ob es um Verst�ße
gegen Verh�tungs- oder Bek�mpfungsmaßnahmen geht.

d) Abgrenzung zwischen Verh�tungs- und Bek�mpfungsmaßnahmen

Die Abgrenzung zwischen Verh�tungsmaßnahmen (§§ 16f. IfSG) und Bek�mpfungs-
maßnahmen (§§ 28ff.IfSG) erfolgt nach dem Regelungswortlaut danach, ob Personen
als krank (§ 2 Nr. 4 IfSG), krankheitsverd�chtig (§ 2 Nr. 5 IfSG), ansteckungsver-
d�chtig (§ 2 Nr. 7 IfSG) oder als Ausscheider (§ 2 Nr. 6 IfSG) festgestellt worden sind
(vgl. § 28 Abs. 1 IfSG, dann Bek�mpfungsmaßnahmen) oder ob lediglich Tatsachen
festgestellt werden, die zum Auftreten einer �bertragbaren Krankheit f�hren k�nnen
(vgl. § 16 Abs. 1 IfSG, dann Verh�tungsmaßnahmen).

aa) Zwar st�tzen die Beh�rden derzeit ihre Eingriffe – soweit ersichtlich – nahezu
ausschließlich auf §§ 28ff. IfSG. Dies setzt aber jeweils auch eine entsprechende Per-
sonenfeststellung nach § 28 IfSG voraus. Daf�r ist zwar nicht zwingend die Feststel-
lung einer COVID-19-Erkrankung bei einer bestimmten Person (§ 2 Nrn. 3, 4 IfSG)
oder die Feststellung eines Krankheitsverd�chtigen, also einer Person, bei der bereits
COVID-19-Symptome bestehen, die auf eine Erkrankung schließen lassen (§ 2 Nr. 5
IfSG), erforderlich. N�tig ist aber zumindest die Feststellung einer Person, die
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Krankheitserreger ausscheidet und dadurch eine Ansteckungsquelle f�r die Allge-
meinheit sein kann, auch wenn sie nicht selbst krank oder krankheitsverd�chtig ist
(Ausscheider nach § 2 Nr. 6 IfSG) oder eine Person, von der anzunehmen ist, dass sie
Krankheitserreger aufgenommen hat, ohne krank, krankheitsverd�chtig oder Aus-
scheider zu sein (Ansteckungsverd�chtiger, § 2 Nr. 7 IfSG). Erforderlich f�r eine Be-
seitigungsmaßnahme der Beh�rden ist deshalb zumindest die Feststellung einer Per-
son, bei der zu vermuten ist, dass sie zu einer COVID-19-Erkrankung anderer beitra-
gen kann.

bb) Da die Gefahrenabwehr zur Beseitigung �bertragbarer Krankheiten nach § 32
IfSG auch durch den Erlass von Rechtsverordnungen vorgesehen ist, ist f�r die per-
sonenbedingte Feststellung nicht erforderlich, dass ein Infektionsverdacht f�r indi-
vidualisierte Personen besteht. F�r die Schließungsanordnung eines Restaurants
nach § 28 IfSG ist nicht n�tig, dass ein konkreter SARS-CoV-2-Ausscheider oder
Ansteckungsverd�chtiger ermittelt worden ist. Es muss aber zu unterstellen sein,
dass COVID-19 Erkrankte, Krankheitsverd�chtige, SARS-CoV-2-Ausscheider oder
entsprechend Ansteckungsverd�chtige im Restaurant andere Personen anstecken
k�nnten. Ohne konkrete Personenfeststellung kann dies nur unterstellt werden,
wenn bekannt ist, dass es lokal Personen gibt, die andere anstecken k�nnen. Ist dies
nicht bekannt, muss zumindest zu unterstellen sein, dass eine signifikante Dunkel-
ziffer an Kranken, Krankheitsverd�chtigen, Ausscheidern oder Ansteckungsver-
d�chtigen vor Ort besteht. Hiervon wird man bei den derzeitigen Infektionszahlen
wohl noch ausgehen k�nnen. Bei bestimmten Lebensmittelbetrieben mit ungeregel-
tem Publikumszugang (z.B. Superm�rkten, Gastst�tten) kommen daher derzeit noch
Beseitigungsmaßnahmen nach § 28 IfSG in Betracht.

cc) Bei Produktionsbetrieben, bei denen der Zugang streng reglementiert ist, kann
die Situation jedoch anders sein. Bestehen keine Anhaltspunkte f�r die Feststellung
einer personenbedingten Infektionsgefahr, weil der Zugang zum Betrieb nur be-
stimmten Mitarbeitern zusteht und diese k�rzlich negativ getestet oder aufgrund ei-
ner �berstandenen Erkrankung nun immun sind, besteht keine Bek�mpfungslage
nach dem 5. Abschnitt im IfSG. Es fehlt an der Feststellung von Personen nach § 2
Nr. 4 bis 7 IfSG. In diesem Fall besteht allenfalls eine Verh�tungslage nach dem 4.
Abschnitt des IfSG, so dass nur Verh�tungsmaßnahmen nach §§ 16f. IfSG in Be-
tracht kommen. In diesem Fall kann dem Lebensmittelunternehmer bei beh�rdlichen
Anordnungen (z.B. einer Anordnung des Gesundheitsamtes, Trennvorrichtungen bei
der Fließbandproduktion vorzusehen) auch ein Entsch�digungsanspruch nach § 65
IfSG zustehen.

dd) Mit Abnahme der Infektionsgefahr in der Bev�lkerung, d.h. dem Ausbleiben
festgestellter Neuinfektionen und Absinken von COVID-19-Erkrankungen �ndert
sich auch die Situation im Hinblick auf �ffentlich zug�ngliche Einrichtungen und
Unternehmen (wie z.B. Gastst�tten). Sind die Infektionszahlen niedrig und besteht
auch kein Hinweis mehr auf eine h�here Dunkelziffer, kann keine Feststellung mehr
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getroffen werden, dass eine signifikante Infektionsgefahr durch in § 2 Nr. 4 bis 7
IfSG genannte Personen besteht. Die Gefahrensituation verlagert sich dann vom Be-
reich der Bek�mpfung �bertragbarer Krankheiten (§§ 24ff. IfSG) in den Bereich der
Verh�tung �bertragbarer Krankheiten (§§ 16ff. IfSG).

2. Verh�tung �bertragbarer Krankheiten durch die Beh�rden (§§ 16ff. IfSG)

Welche Eingriffsbefugnisse und Regelungen der amtlichen �berwachung im Zusam-
menhang mit der Verh�tung �bertragbarer Krankheit bestehen, ergibt sich aus dem
4. Abschnitt des IfSG.

a) Gefahrenabwehrmaßnahmen

aa) § 16 Abs. 1 Satz 1 IfSG sieht eine Generalklausel vor und erm�chtigt die zust�n-
dige Beh�rde, auf Vorschlag des Gesundheitsamtes die „notwendigen Maßnahmen“
zu treffen, um eine Gefahr f�r den Einzelnen oder die Allgemeinheit abzuwenden.
Bei der Gefahrenabwehr d�rfen auch personenbezogene Daten zu Zwecken des IfSG
erhoben und verarbeitet werden (§ 16 Abs. 1 S. 2 IfSG).

bb) Daneben sehen §§ 17f. IfSG besondere Eingriffsmaßnahmen vor (z.B. Benut-
zungsverbote, Vernichtungsanordnungen, Entseuchungs- bzw. Desinfizierungsan-
ordnungen), wenn Gegenst�nde mit besonderen Krankheitserregern behaftet sind
oder sein k�nnen oder Gesundheitssch�dlinge festgestellt werden. Diese Regelungen
haben in der Corona-Krise gegenw�rtig aber wohl eher untergeordnete Bedeutung,
weil bisher nicht von wasser- und lebensmittelbedingten Ansteckungsgefahren aus-
zugehen ist (siehe oben bei 2 b dd). Auch die spezifischen Beratungs- und Untersu-
chungsregelungen nach § 19 IfSG in besonderen F�llen sind derzeit nicht relevant.
Das gilt auch f�r die Schutzimpfungen und Maßnahmen zur spezifischen Prophylaxe
nach §§ 20ff. IfSG. Dies k�nnte sich jedoch �ndern, sobald ein Impfstoff entwickelt
ist und zur Verf�gung steht. �ber die genannten Eingriffsbefugnisse in §§ 16f. IfSG
hinaus k�nnen die Landesregierungen zur Verh�tung �bertragbarer Krankheiten
auch Rechtsverordnungen erlassen oder andere Stellen erm�chtigen (17 Abs. 4, 5
IfSG).

cc) Bei Gefahr im Verzug kann das Gesundheitsamt die erforderlichen Maßnahmen
auch selbst, d.h. ohne Einbindung der nach Landesrecht zust�ndiger Beh�rde vor-
nehmen (§ 16 Abs. 6 und 7 IfSG). Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Verh�-
tungsmaßnahmen nach §§ 16f. IfSG haben keine aufschiebende Wirkung (§§ 16
Abs. 8 und § 17 Abs. 6 IfSG).

b) Ermittlungs- und �berwachungst�tigkeiten

aa) Spezifische Befugnisse legt § 15a IfSG im Zusammenhang mit der Durchf�hrung
der infektionshygienischen �berwachung in bestimmten Einrichtungen (§§ 23
Abs. 6 und 6a IfSG; § 36 Abs. 1 und 2 IfSG, § 41 Abs. 1 S. 2 IfSG) und der hygieni-
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schen �berwachung in Wassergewinnungs- und Wasserversorgungs- und �hnlichen
Anlagen (§ 37 Abs. 3 IfSG) fest. Diese Regelung wurde erst Ende 2018 in das IfSG
eingef�gt.15 Die mit der �berwachung beauftragten Personen sind danach im Rah-
men der erforderlichen Aufgabenerf�llung gem. § 15a Abs. 3 IfSG befugt, Betriebs-
grundst�cke, Betriebs- und Gesch�ftsr�ume, zum Betrieb geh�rende Anlagen sowie
Verkehrsmittel zu Betriebs- und Gesch�ftszeiten (Nr. 1), sonstige Grundt�cke sowie
Wohnr�ume tags�ber an Werktagen (Nr. 2) zu betreten und zu besichtigen, in B�cher
oder sonstigen Unterlagen Einsicht zu nehmen und hieraus Abschriften, Ablichtun-
gen oder Ausz�ge anzufertigen (Nr. 3), sonstige Gegenst�nde zu untersuchen (Nr. 4)
oder Proben zur Untersuchung zu fordern oder zu entnehmen (Nr. 5). Mitwirkungs-
pflichtig sind nach § 15a Abs. 2 IfSG dabei die Personen, die �ber �berwachungsre-
levante Tatsachen Ausk�nfte geben k�nnen. Sie m�ssen auf Verlangen insbesondere
die erforderlichen Informationen �ber den Betrieb, die Betriebsabl�ufe und deren
Kontrolle erteilen sowie Unterlagen vorlegen (§ 15a Abs. 2 IfSG). Diese spezifischen
Bestimmungen betreffen Lebensmittelunternehmen jedoch nur ausnahmsweise (vgl.
oben 2a).

bb) F�r alle Lebensmittelunternehmen gelten die allgemeinen Bestimmungen im
4. Abschnitt des IfSG. § 16 Abs. 2 IfSG regelt dabei die Durchf�hrung von Ermitt-
lungen und die �berwachung angeordneter Maßnahmen und berechtigt die zust�n-
digen Beh�rden Grundst�cke, R�ume, Anlagen, Einrichtungen, Verkehrsmittel zu
betreten, B�cher oder sonstigen Unterlagen einzusehen und hieraus Abschriften,
Ablichtungen oder Ausz�ge anzufertigen. Nur f�r den Fall, dass ein Erfordernis zur
Aufkl�rung der epidemischen Lage besteht, kommt auch eine Anordnung zur �ber-
gabe und Verwahrung solcher Untersuchungsmaterialien in Betracht (§ 16 Abs. 3
IfSG). Ansonsten sind Beschlagnahmungen und Sicherstellungen nicht vorgesehen
und k�nnen nur nach den allgemeinen strafprozessualen Vorgaben im Rahmen der
Strafverfolgung erfolgen. Außerdem d�rfen die zust�ndigen Beh�rden Gegenst�nde
untersuchen und Proben zur Untersuchung fordern oder entnehmen (§ 16 Abs. 2
IfSG). Dabei ist der Inhaber der tats�chlichen Gewalt (z.B. der Betriebsleiter) auch
verpflichtet, den zust�ndigen Beh�rdenmitarbeitern die vorgenannten R�umlichkei-
ten sowie Gegenst�nde zug�nglich zu machen (§ 16 Abs. 2 IfSG). Er muss auch bei
der T�tigkeit der Beh�rden mitwirken und ihnen die erforderlichen Unterlagen (zur
Gefahrenabwehr) vorlegen sowie Ausk�nfte erteilen. Ausnahmen gelten nur in dem
Fall, dass er sich durch die Mitwirkung selbst strafbar machen k�nnte. Das Untersu-
chungs- und Mitwirkungskonzept im IfSG �hnelt deshalb sehr dem Konzept nach
§§ 42ff. LFGB zur Durchf�hrung der amtlichen Lebensmittelkontrolle.

3. Bek�mpfungsmaßnahmen der Beh�rden (§§ 24ff. IfSG)

Derzeit im Vordergrund stehen die beh�rdlichen Maßnahmen zur Bek�mpfung �ber-
tragbarer Krankheiten nach dem 5. Abschnitt im IfSG. Soweit ersichtlich werden

15 Art. 6 des Gesetzes zur St�rkung des Pflegepersonals vom 11. Dezember 2018, BGBl. I, 2394.
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fast alle bekannten Eingriffe, d.h. sowohl die Allgemeinverf�gungen der Bundesl�n-
der und deren nach § 32 IfSG erlassenen Rechtsverordnungen zur Eind�mmung des
Corona-Virus,16 die Allgemeinverf�gungen der Gebietsk�rperschaften17 und viele
Individualverf�gungen der Gesundheits�mter auf die Generalklausel in § 28 IfSG
gest�tzt.

a) Gefahrenabwehrmaßnahmen

Danach kann die zust�ndige Beh�rde die „notwendigen Schutzmaßnahmen“ insbe-
sondere nach §§ 28 bis 31 IfSG treffen.

aa) Die Regelung in § 28 IfSG beschr�nkt – anders als die Folgeregelungen – Maß-
nahmen dabei nicht auf einen bestimmten Adressatenkreis. Ausdr�cklich genannt
sind Beschr�nkungen des Zugangs oder Verlassens bestimmter Orte, Beschr�nkun-
gen von Versammlungen und Ansammlungen und die Schließung von Gemein-
schaftseinrichtungen und Badeanstalten (§ 28 Abs. 1 Abs. 1 S. 1 und 2 IfSG) und T�-
tigkeitsbeschr�nkungen in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 34 Abs. 1 IfSG (§ 28
Abs. 2 IfSG). Nur die Anordnung einer Heilbehandlung ist ausdr�cklich ausge-
schlossen (§ 28 Abs. 1 S. 3 IfSG). Bei Anordnung dieser Maßnahmen besteht eben-
falls eine Eilzust�ndigkeit der Gesundheits�mter und die aufschiebende Wirkung
von Widerspruch und Anfechtungsklage gegen deren Anordnungen sind ausge-
schlossen. Dies ergibt sich aus der Regelung in § 28 Abs. 3 IfSG, die auf die Bestim-
mungen in § 16 Abs. 5 bis 8 IfSG verweist.

bb) Anders als die in Art. 28 IfSG vorgesehenen Maßnahmen richten sich die nach
§§ 29ff. IfSG vorgesehenen Eingriffe zur Bek�mpfung �bertragbarer Krankheiten
nur gegen Kranke, Krankheitsverd�chtige, Ansteckungsverd�chtige und Ausschei-
der (und im Fall der beruflichen T�tigkeitsverbote auch gegen Personen, die Krank-
heitserreger so an oder in sich tragen, dass im Einzelfall die Gefahr einer Weiterver-
breitung besteht). Bei diesen Maßnahmen muss die sofortige Vollziehung besonders
angeordnet werden. Es besteht auch keine Eilzust�ndigkeit der Gesundheits�mter,
weil keine Verweisung auf § 16 Abs. 5 bis 8 IfSG gegeben ist.

§ 29 IfSG regelt Beobachtungsmaßnahmen, die die Duldung von Untersuchungen,
den Zugang zur Wohnung sowie Auskunfts- und Anzeigepflichten des Betroffenen
umfassen. § 30 IfSG bestimmt Quarant�nemaßnahmen, d.h. die M�glichkeiten zur
Anordnung einer Absonderung und ggfs. zur Zwangsunterbringung (§ 30 Abs. 2
IfSG) sowie weitere mit der Absonderung verbundene Einschr�nkungen (§ 30 Abs. 3
IfSG). § 31 IfSG bestimmt schließlich die M�glichkeit, berufliche T�tigkeiten ganz
oder teilweise zu untersagen.

16 Z.B. die CoronaSchV NRW v. 22.3.2020 in der g�ltigen Fassung ab dem 16.5.2020, www.land.nrw.corona.
de.

17 Siehe z. B. die Allgemeinverf�gungen der Stadt Minden vom 31.3. und 8.4.2020 zur Corona-Pandemie,
www.minden.de.
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b) Ermittlungs- und �berwachungst�tigkeit der Beh�rden

Die Gesundheits�mter stellen dann, wenn sich ergibt oder anzunehmen ist, dass je-
mand krank, krankheitsverd�chtig, ansteckungsverd�chtig oder Ausscheider ist, auch
die erforderlichen Ermittlungen an, insbesondere �ber Art, Ursache, Ansteckungs-
quelle und Ausbreitung der Krankheit (§ 25 Abs. 1 IfSG). Im Hinblick auf die Ermitt-
lungsergebnisse ergeben sich umfassende Unterrichtungspflichten nach § 27 IfSG.

aa) Die Ermittlungen der Gesundheits�mter richten sich in erster Linie gegen die
Kranken, Krankheits- und Ansteckungsverd�chtigen und Ausscheider, ggfs. unter
Einbeziehung des behandelnden Arztes nach § 26 IfSG. Kranke, Krankheits- oder
Ansteckungsverd�chtige und Ausscheider k�nnen durch das Gesundheitsamt auch
vorgeladen und ggfs. zu Untersuchungen und Entnahmen von Untersuchungsmateri-
al an sich (z.B. Abstriche) verpflichtet werden (§ 25 Abs. 3 IfSG). Bei Personen, die
einer Beobachtung unterworfen sind, haben die Gesundheits�mter Zutritt zur Woh-
nung des Betroffenen, k�nnen diesen befragen und untersuchen. Den Betroffenen
treffen entsprechende Mitwirkungspflichten (§ 29 Abs. 2 IfSG). Er ist auch anzeige-
pflichtig bei einem Wohnungswechsel oder �nderung bestimmter T�tigkeiten (§ 29
Abs. 2 IfSG). Bei Absonderungsmaßnahmen m�ssen die Beh�rden die notwendigen
R�ume, Einrichtungen und Transportmittel und das erforderliche Personal zur Ver-
f�gung stellen (§ 30 Abs. 6 und 7 IfSG). Auch den Abgesonderten treffen insoweit
Duldungs- und Mitwirkungspflichten (§ 30 Abs. 3 IfSG).

bb) Die Ermittlungen k�nnen sich auch auf das Lebensmittelunternehmen beziehen.
§ 25 Abs. 2 IfSG verweist auf die Befugnisse nach § 16 Abs. 2, 3, 5 und 8 IfSG (siehe
oben bei 2. b)). Daher k�nnen die zust�ndigen Beh�rden auch im Zusammenhang mit
dem Ergreifen von Schutzmaßnahmen Grundst�cke, Einrichtungen etc. betreten,
B�cher und Unterlagen einsehen und kopieren, Gegenst�nde untersuchen, Proben
entnehmen, Ausk�nfte verlangen und ausnahmsweise die �bergabe von Untersu-
chungsmaterialien anordnen (§ 25 Abs. 3 IfSG). Auch hier ist der Lebensmittelunter-
nehmer entsprechend mitwirkungspflichtig. Aus § 25 Abs. 2 Satz 2 IfSG ergibt sich
jedoch, dass im Rahmen der Ermittlungen zu Art, Ursache, Ansteckungsquelle und
Ausbreitung der Krankheit erforderliche Befragungen sich grunds�tzlich an die be-
troffene Person selbst richten sollen. Nur wenn deren Mitwirkung nicht oder nicht
rechtzeitig m�glich ist, kann das Gesundheitsamt auch unmittelbar dritte Personen
befragen, insbesondere den behandelnden Arzt, aber ggfs. auch den Unternehmens-
inhaber oder einen Unternehmensvertreter. Grund f�r die abgestufte Vorgehensweise
ist der Umstand, dass es um besonders sensible Daten des Betroffenen geht. Wegen
des Zwecks der Regelung, weitere Infektionen effektiv zu unterbinden, wird man die
beh�rdliche Befugnis Dritte zu befragen, aber auch auf den Fall erstrecken k�nnen,
dass der Betroffene zwar erreicht werden, er aber keine oder nur unzureichende An-
gaben machen kann. Eine gesetzliche Meldeverpflichtung der COVID-19-Erkran-
kung oder des Verdachts einer Erkrankung (§ 6 Abs. 1 lit. t IfSG) oder des direkten
oder indirekten Nachweises von Krankheitserregern (§ 7 Abs. 1 S. 1 Nr. 44a IfSG)
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hat der Lebensmittelunternehmer aber nicht. Meldepflichtig sind nur die in § 8 IfSG
genannten Personen, d. h. insbesondere die feststellenden �rzte (§ 24 IfSG).

4. Betriebliche Maßnahmen zur Vorbeugung beh�rdlicher Anordnungen

a) Ansatzpunkte f�r beh�rdliche Betriebsbeschr�nkungen

aa) Gefahrabwehrmaßnahmen der Beh�rden gegen die Lebensmittelunternehmer
(z.B. die Schließung von Betrieben oder Betriebsteilen) kommen aufgrund der o.g.
Vorgaben des IfSG grunds�tzlich nur in Betracht, wenn diese aufgrund festgestellter
Tatsachen erforderlich sind, um einer Ansteckung von Personen vorzubeugen (Ver-
h�tungsmaßnahme nach § 16 Abs. 1 IfSG) oder aufgrund der Feststellung von Perso-
nen i.S.d. § 2 Abs. 4 bis 7 IfSG erforderlich sind, um die Weiterverbreitung von In-
fektionen zu verhindern (Schutzmaßnahmen nach § 28 Abs. 1 IfSG).

bb) Der Umstand, dass Mitarbeiter sich infiziert haben oder ein entsprechender Ver-
dacht besteht, ist f�r sich kein Grund f�r die zust�ndige Beh�rde oder das Gesund-
heitsamt, Maßnahmen gegen den Lebensmittelunternehmer anzuordnen, z.B. die
Schließung eines Betriebs oder Betriebsteils. Maßgeblich ist, ob eine Weiterverbrei-
tung der Infektionen bei Fortsetzung der T�tigkeit im Betrieb tats�chlich zu be-
f�rchten ist. Ist der Mitarbeiter nicht mehr im Betrieb t�tig und auch auszuschließen,
dass dort andere Mitarbeiter, die sich ggfs. angesteckt haben, t�tig sind, besteht nach
dem IfSG i.d.R. kein Grund f�r eine betriebsbezogene Gefahrenabwehrmaßnahme
der Beh�rden. Dasselbe gilt, wenn der Lebensmittelunternehmer durch Vorsorge-
maßnahmen Ansteckungsrisiken ausschließt oder hinreichend reduziert. Da nach ge-
genw�rtigem Stand der Wissenschaft der Umgang mit Lebensmitteln grunds�tzlich
nicht eine Weiterverbreitung der Krankheit bef�rchten l�sst, scheidet regelm�ßig
auch eine Sicherstellung bzw. Beschlagnahme von Produkten (Lebensmitteln) zur
Gefahrenabwehr nach dem IfSG aus. Sie k�me allenfalls bei Repressivverfahren
(z.B. zur Beweissicherung im Straf- oder Bußgeldverfahren) in Betracht, d�rfte aber
auch dort kaum eine Rolle spielen.

c) Vorbeugende Maßnahmen des Lebensmittelunternehmers

aa) Beh�rdlichen Anordnungen wie Betriebsschließungen oder Betriebsbeschr�n-
kungen kann der Lebensmittelunternehmer vorbeugen, indem er durch betriebliche
Maßnahmen die Ansteckungsgefahren in seinem Betrieb ausschließt oder reduziert.
Dazu geben die einzelnen Eind�mmungsverordnungen der Bundesl�nder (insbeson-
dere zu Abstandsregelungen), vor allem aber die Handlungsempfehlungen und Si-
cherheitshinweise von RKI und Bundeszentrale f�r gesundheitliche Aufkl�rung,18

dem Bundesinstitut f�r Risikoforschung,19 dem Bundesgesundheitsministerium,20

18 Siehe die Verhaltensregeln und Hygienetipps auf www.infektionsschutz.de und www.rki.de.
19 BfR- COVID-19/Corona; www.bfr.bund.de.
20 BMG – Coronavirus, www.bundesgesundheitsministerium.de.
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dem Bundesministerium f�r Ern�hrung und Landwirtschaft,21 dem Bundesamt f�r
Bev�lkerungsschutz und Katastrophenhilfe,22 der EU-Kommission23 und dem Le-
bensmittelverband Deutschland24 u.a. Anhaltspunkte. Diese Einsch�tzungen und
Empfehlungen sind im Fall einer streitigen Auseinandersetzung �ber das Erforder-
nis von beabsichtigten oder durchgef�hrten beh�rdlichen Maßnahmen auch relevant
f�r die Entscheidungsfindung der Gerichte.

bb) Neben der Einhaltung der allgemeinen Hygienevorgaben im Lebensmittelbe-
trieb, d.h. insbesondere der Beachtung der Anforderungen nach der Verordnung
(EG) Nr. 852/2004 und der Grunds�tze f�r eine allgemeine Hygienepraxis, ist die Er-
stellung eines spezifischen Infektionsschutzkonzepts erforderlich. Dieses sollte vor-
sehen, dass durch Einrichtung eines betrieblichen Untersuchungs- und Meldesys-
tems nur symptomfreie Mitarbeiter ihre T�tigkeit aufnehmen und im Fall von Hin-
weisen auf eine Infektion eine unverz�gliche Absonderung (ggfs. auch anderer
Mitarbeiter, die engen Kontakt hatten) erfolgt. G�nstig w�re es, wenn betriebliche
Testm�glichkeiten bestehen. Das betriebliche Konzept sollte Vorkehrungen und Er-
l�uterungen zu pers�nlichen Schutzmaßnahmen (regelm�ßiges H�ndewaschen und
Desinfektionsmaßnahmen, Tragen von Schutzkleidung, Einf�hrung eines Nies- und
Hustenetikette etc). enthalten. Da derzeit allgemein davon ausgegangen wird, dass
eine Ansteckung mit SARS-CoV-2-Viren ganz vorrangig durch Tr�pfcheninfektionen
erfolgt, zielen die fachlichen Bewertungen und Empfehlungen f�r vorbeugende be-
triebliche Maßnahmen in erster Linie auf die Vermeidung von pers�nlichen Kontak-
ten und die Gew�hrleistung eines ausreichenden Sicherheitsabstandes zwischen den
Personen (z.B. Mitarbeiter untereinander oder Verkaufspersonal und Kunden). Dies
kann durch gesteuerten Personaleinsatz (inkl. Homeoffice), durch zeitliche Be-
schr�nkungen von Personalkontakten oder Fernkommunikation, Schaffung techni-
scher Barrieren und Vorsehung von Zugangssperren, festgelegten Betriebswegen und
Abstandsmarkierungen erfolgen.

5. Rechtsschutz gegen beh�rdliche Maßnahmen

Kommt es zu beh�rdlichen Anordnungen wie z.B. Betriebsbeschr�nkungen oder Ver-
h�ngung von Bußgeldern, besteht umfassender Rechtsschutz.

a) Verwaltungsgerichtlicher Rechtsschutz

aa) Bei Maßnahmen zur Verh�tung und Bek�mpfung von COVID-19-Infektionen,
insbesondere bei den Anordnungen nach §§ 16 Abs. 1, 17 IfSG, §§ 28ff. IfSG, handelt
es sich um Gefahrenabwehrmaßnahmen der Verwaltungsbeh�rden. Auch die weite-

21 BMEL – Coronavirus, www.bmel.de.
22 BBK – COVID-19, www.bbk.de.
23 EU-Kommission – Coronavirus; www.europa.eu.
24 Coronavirus SARS-CoV-2 und Lebensmittel, www.lebensmittelverband.de; siehe die Stellungnahme zu

Besch�ftigten in Lebensmittelunternehmen v. 22.4.2020.
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ren o.g. Ermittlungst�tigkeiten (§ 16 Abs. 2 IfSG, § 25 IfSG) stehen im Zusammen-
hang mit der Gefahrenabwehr. Bei diesen Pr�ventivmaßnahmen handeln die Beh�r-
den i.d.R. durch Verwaltungsakte (Allgemein- oder Einzelverf�gungen). Diese Ver-
waltungsakte kann der Betroffene anfechten. Dies geschieht durch Widerspruch und
Anfechtungsklage (§§ 68ff. VwGO). Die Anfechtungsklage ist beim Verwaltungsge-
richt zu erheben. Widerspruch und Anfechtungsklagen haben – sowohl gegen Verh�-
tungsmaßnahmen nach §§ 16f. IfSG wie auch gegen Ermittlungsmaßnahmen nach
§ 16 Abs. 2 IfSG, § 25 IfSG – keine aufschiebende Wirkung (vgl. § 16 Abs. 8 IfSG,
§ 17 Abs. 6 IfSG, § 25 Abs. 2 S. 1 IfSG). Deshalb m�sste in diesen F�llen ein Antrag
nach § 80 Abs. 5 VwGO beim Verwaltungsgericht auf Wiederherstellung der auf-
schiebenden Wirkung gestellt werden. Der gesetzliche Ausschluss der aufschieben-
den Wirkung gilt nach der Verweisungsregelung in Art. 28 Abs. 3 IfSG zwar auch f�r
Schutzmaßnahmen nach § 28 IfSG, nicht aber f�r Maßnahmen nach §§ 29–31 IfSG.
Ordnen in diesen F�llen die Beh�rden die sofortige Vollziehung der Verf�gung an,
m�sste ebenfalls ein Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO zur Wiederherstellung der auf-
schiebenden Wirkung eingelegt werden.

bb) Ausnahmsweise kann es bei den Ermittlungs- und Gefahrenabwehrt�tigkeiten
der Beh�rden nicht um verbindliche Anordnungen, sondern um bloße Realakte der
Beh�rden (z.B. Betreten von R�umlichkeiten, Absperren von Zug�ngen etc.) gehen.
Dann kommt auch eine Feststellungsklage (§ 43 VwGO) in Betracht. Haben sich
Maßnahmen der Beh�rden bereits erledigt, droht aber f�r die Zukunft eine Wieder-
holung, w�re an eine Fortsetzungsfeststellungsklage (§ 113 VwGO) zu denken. Diese
Klagen w�ren ebenfalls beim Verwaltungsgericht zu erheben. Hier erfolgt einstweili-
ger Rechtsschutz �ber § 123 VwGO.

cc) Erfolgt die Beschr�nkung f�r den Lebensmittelunternehmer, insbesondere die
Festlegung der Schutzmaßnahme in einer Landesverordnung selbst,25 kommt ein
Normenkontrollantrag des Betroffenen nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO beim Oberver-
waltungsgericht in Betracht, sofern dies das Landesrecht bestimmt.26 In diesem Fall
kann das Oberverwaltungsgericht auch eine einstweilige Anordnung nach § 47
Abs. 6 VwGO erlassen.

b) Rechtsschutz in Straf- und Bußgeldverfahren

Stellen die Beh�rden Verst�ße gegen das IfSG, die Eind�mmungsverordnungen der
Bundesl�nder oder Zuwiderhandlungen gegen Verwaltungsakte, die aufgrund des
IfSG oder der Landesverordnungen ergangen sind, fest, und ist dieser Verstoß buß-
oder strafbewehrt (vgl. §§ 73ff. IfSG), k�nnen auch Repressivmaßnahmen (insbeson-
dere Bußgelder) verh�ngt werden. Die Corona-Eind�mmungsverordnungen der L�n-
der enthalten entsprechende Bestimmungen. So sieht z.B. auch § 18 der Corona-

25 Z.B. in der Nieders�chsischen Verordnung zur Bek�mpfung der Corona-Pandemie v. 8.5.2020, www.nie
dersachen.de.

26 Dies ist etwa in Niedersachsen nach § 7 des Nds. AG VwGO v. 1.7.1993 m�glich.
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SchVO NRW27 vor, dass eine Vielzahl von Verst�ßen ordnungswidrigkeitenbewehrt
ist. Dazu hat Nordrhein-Westfalen – wie auch die anderen Bundesl�nder – Regel-
s�tze28 ver�ffentlicht. Erfolgt nun nach diesen Vorgaben die Festlegung eines Buß-
geldes z.B. gegen einen Lebensmittelunternehmer oder einen Mitarbeiter ist hierge-
gen Einspruch (§ 67 OWiG) m�glich. Wird diesem nicht abgeholfen, kann eine ge-
richtliche Kontrolle beim Amtsgericht (§ 68 OWiG) erfolgen.

c) Rechtsmittel und Rechtsbehelfe

F�r die Einlegung von Rechtsmitteln gegen die gerichtlichen Entscheidungen, mit
denen Maßnahmen der Beh�rden �berpr�ft werden, gelten die allgemeinen Vor-
schriften im Verwaltungs-, Straf-, Ordnungswidrigkeiten- und Landesverfassungs-
recht. Insoweit ergeben sich keinen Besonderheiten aus dem IfSG.

III. Entsch�digungsanspr�che bei SARS-CoV-2-bedingten
Maßnahmen durch die zust�ndigen Beh�rden

1. Spezifische Entsch�digungsanspr�che nach dem IfSG

Um die wirtschaftlichen Auswirkungen der staatlichen Eind�mmungsmaßnahmen
abzumildern, haben der Bund und die L�nder eine Reihe von Hilfsprogrammen auf
den Weg gebracht.29 Daneben sieht das IfSG aber auch spezifische Entsch�digungs-
regelungen in besonderen F�llen vor. Diese ergeben sich aus dem 12. Abschnitt des
IfSG (§§ 56ff. IfSG). Dabei kommen als Grundlage die Regelungen in § 56 IfSG
(„Entsch�digung“) und in § 65 IfSG („Entsch�digung bei beh�rdlichen Maßnah-
men“) in Betracht. Beide Anspr�che setzen nicht voraus, dass die (nach den jeweili-
gen Infektionsschutzzust�ndigkeitsregelungen der Bundesl�nder)30 zust�ndigen Be-
h�rden rechtswidrig handeln. Eine Entsch�digung nach dem IfSG kommt daher ge-
rade auch bei rechtm�ßigem Beh�rdenhandeln in Frage.

Die im 12. Abschnitt getroffenen Entsch�digungsregelungen gehen �ber die in der
Vorg�ngerregelung – dem Bundes-Seuchengesetz (BSeuchenG) – vorgesehenen Ent-
sch�digungsbestimmungen hinaus. Mit der Erweiterung wollte der Gesetzgeber eine
L�cke schließen und den von der Rechtsprechung entwickelten allgemeinen Aufop-
ferungsanspruch in das IfSG integrieren.31 Mit Art. 4 des Ersten Gesetzes zum
Schutz der Bev�lkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom

27 Corona-SchVO NRW v. 22.3.2020 (Stand:16.5.2020), www.land.nrw.de.
28 Bußgeldkatalog – Ordnungswidrigkeiten nach dem IfSG im Zusammenhang mit der CoronaschutzVO,

www.land.nrw.de.
29 Dazu etwa die �bersicht in dem BNEL-Papier zu Hilfsmaßnahmen f�r die Land- und Ern�hrungswirt-

schaft vom 8.5.2020, www.bmel.de.
30 Vgl. dazu die Nachweise in Fn. 13.
31 So ausdr�cklich BT-Drucks. 14/2530 vom 19.1.2000, S. 87.
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27.3.202032 hat der Gesetzgeber zudem eine Erweiterung des § 56a IfSG vorgenom-
men.

a) Zur Entsch�digungsregelung nach § 56 IfSG

aa) Entsch�digungsberechtigt nach § 56 Abs. 1 IfSG sind zun�chst Ausscheider, An-
steckungsverd�chtige und Krankheitsverd�chtige nach § 2 Nrn. 5–7 IfSG sowie sons-
tige Tr�ger von Krankheitserregern i.S.v. § 31 S. 2 IfSG, und zwar dann, wenn diese
durch Verbote an einer Aus�bung ihrer Erwerbst�tigkeit gehindert werden (§ 31
IfSG) und gerade dadurch einen Verdienstausfall erleiden. Gleiches gilt f�r Anste-
ckungsverd�chtige und ferner f�r Ausscheider, die nach § 30 IfSG abgesondert wer-
den. Ende M�rz 2020 ist diese Entsch�digungsregelung durch einen neuen § 56
Abs. 1a IfSG33 f�r erwerbst�tige Sorgeberechtigte erweitert worden, die aufgrund
der Schließung von Schulen oder Betreuungseinrichtungen einen Verdienstausfall
erleiden, weil sie eine Betreuung vornehmen m�ssen.

bb) Die Entsch�digungsanspr�che nach § 56 Abs. 1 und § 56 Abs. 1a IfSG zielen auf
Personen, die durch Bek�mpfungsmaßnahmen pers�nlich betroffen sind. Der neue
Entsch�digungsanspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG ist dagegen nicht nur bei Bek�mp-
fungsmaßnahmen, sondern auch bei Verh�tungsmaßnahmen nach §§ 16f. IfSG ein-
schl�gig. Nach dem Regelungswortlaut sind Unternehmer nicht zu entsch�digen, so-
fern sie nicht selbst als eine der in § 56 Abs. 1 oder 1a IfSG genannten Personen be-
troffen sind. F�r Lebensmittelunternehmer, die als juristische Personen firmieren,
scheidet daher eine Entsch�digung nach § 56 IfSG aus. Fraglich ist aber, ob diesen
analog § 56 Abs. 1 IfSG eine Entsch�digung zu gew�hren ist, weil die Betriebst�tig-
keit durch das Fernbleiben betroffener Mitarbeiter nachhaltig beeintr�chtigt werden
kann und dadurch erhebliche Sch�den f�r den Unternehmer anfallen k�nnen. Dage-
gen spricht, dass der Gesetzgeber bei Einf�hrung der IfSG und auch sp�ter bei der
Erg�nzung des § 56 Abs. 1a IfSG Haftungsl�cken im Infektionsschutzrecht erkannt
und gezielt geschlossen hat.34 Er hielt dabei an der Beschr�nkung des genannten Per-
sonenkreises fest. Eine unbeabsichtigte Gesetzesl�cke besteht daher nicht. Eine Ent-
sch�digung nach § 56 IfSG kommt daher wohl nur in Betracht, wenn der Lebensmit-
telunternehmer eine nat�rliche Person (z.B. „e.K.“) ist und pers�nlich unter einen
entsch�digungsrelevanten Tatbestand f�llt.

Trotzdem wirken sich Entsch�digungsanspr�che nach § 56 IfSG zugunsten von be-
troffenen Mitarbeitern auch auf die Unternehmenstr�ger aus, weil bei diesen Zah-
lungsverpflichtungen, insbesondere Lohn-, Gehalts- und Sozialversicherungszah-
lungen entfallen oder reduziert werden k�nnen (siehe nachfolgend, insbesondere dd)
und ee)). Dies f�hrt im Ergebnis auch dazu, dass Entsch�digungsanspr�che zuguns-
ten von Mitarbeitern nach § 56 IfSG denkbare Anspr�che der Unternehmenstr�ger

32 BGBl 2020 I, S. 587. Siehe auch oben Fn. 1.
33 Siehe BGBl. I, 587 v. 27.3.2020.
34 Siehe die Nachweise in Fn. 31 und 32.
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nach § 65 IfSG oder nach allgemeinem Staatshaftungsrecht aus anderem Grund der
H�he nach reduzieren k�nnen, weil sie deren Einbußen mindern k�nnen (dazu unten
b) ff)).

cc) Die Entsch�digungsregelung in § 56 Abs. 1 IfSG kn�pft nur an beh�rdliche Maß-
nahmen an, die im 5. Abschnitt („Bek�mpfung �bertragbarer Krankheiten“, und
zwar in §§ 30f. IfSG) geregelt sind. Die Entsch�digung setzt danach voraus, dass es
sich um eine Beseitigungsmaßnahme handelt. Bei Verh�tungsmaßnahmen nach dem
4. Abschnitt („Verh�tung �bertragbarer Krankheiten“, §§ 16ff. IfSG) kommt dage-
gen ein Schadensersatzanspruch lediglich nach § 65 IfSG in Betracht (dazu unten b).
Ersatzf�hig sind nur verpflichtende beh�rdliche Maßnahmen. Freiwillige Maßnah-
men des Unternehmenstr�gers oder des Betroffenen (z.B. „freiwillige Quarant�nen“,
in die sich viele R�ckkehrer aus dem Ausland seit Mitte M�rz 2020 begeben haben)
l�sen keine Entsch�digungsanspr�che aus.

dd) Das IfSG sieht auch Beschr�nkungen und Ausschl�sse der Entsch�digung vor.
Bei Ausscheidern kommt ein Anspruch nach § 56 IfSG nur in Frage, wenn diese an-
dere Schutzmaßnahmen nicht befolgen k�nnen (§ 56 Abs. 1 Satz 2 IfSG). Außerdem
ist die Entsch�digungsregelung nach § 56 Abs. 1 IfSG f�r denjenigen generell ausge-
schlossen, der durch Inanspruchnahme einer Schutzimpfung oder anderen Maßnah-
men der spezifischen Prophylaxe, die gesetzlich vorgeschrieben ist oder im Bereich
des gew�hnlichen Aufenthaltsortes des Betroffenen �ffentlich empfohlen wurde, ein
Verbot in der Aus�bung der bisherigen T�tigkeit oder eine Absonderung h�tte ver-
meiden k�nnen (§ 56 Abs. 1 Satz 3 IfSG). Da gegenw�rtig noch kein Impfstoff gegen
COVID-19-Erkrankungen entwickelt ist, hat diese Regelung noch keine Bedeutung.
Dies kann sich aber bei einer sp�teren Infektionswelle �ndern, wenn ein Impfstoff
zur Verf�gung stehen sollte. Eine Entsch�digung nach der Neuregelung in § 56
Abs. 1a IfSG entf�llt, wenn die Sorgeberechtigten nicht darlegen k�nnen, dass keine
andere zumutbare Betreuungsm�glichkeit besteht oder eine Schließung der Einrich-
tung ohnehin wegen der Schulferien erfolgen w�rde (§ 56 Abs. 1 S. 2 und 3 IfSG).

ee) Besteht ein Entsch�digungsanspruch, bemisst sich die H�he der Entsch�digung
nach dem Verdienstausfall. Eine H�chstgrenze ist f�r Anspr�che nach § 56 Abs. 1
IfSG nicht vorgesehen. Lediglich f�r die neu geregelte Entsch�digung f�r Sorgebe-
rechtigte in § 56 Abs. 1a IfSG besteht eine Beschr�nkung auf einen H�chstbetrag von
2016,– Euro pro Monat. Als Verdienstausfall gilt das Arbeitsentgelt, das dem Arbeit-
nehmer bei der f�r ihn maßgebenden regelm�ßigen Arbeitszeit nach Abzug von Steu-
ern und Beitr�gen zur Sozialversicherung und zur Arbeitsf�rderung oder entspre-
chenden Aufwendungen zur sozialen Sicherung zusteht (Netto-Arbeitsentgelt, § 56
Abs. 3 Satz 1 IfSG). Der Betrag kann um Kurzarbeitergeld und Zuschuss-Wintergeld
erh�ht werden (§ 56 Abs. 3 Satz 2 IfSG). Ein verbleibendes Entgelt nach T�tigkeits-
einstellung oder Absonderung ist gem. § 56 Abs. 3 S. 3 IfSG anzurechnen. Besonder-
heiten gelten f�r in Heimarbeit Besch�ftigte und f�r Selbst�ndige (§ 56 Abs. 3 Satz 4
IfSG). Bei Selbstst�ndigen, deren Betrieb ruht, kommt auch eine �bernahme weiter-
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laufender Betriebsausgaben in Betracht (§ 56 Abs. 4 Satz 2 IfSG). Im Fall einer Exis-
tenzgef�hrdung k�nnen zus�tzlich Mehraufwendungen w�hrend der Verdienstaus-
fallzeiten erstattet werden (§ 56 Abs. 4 Satz 1 IfSG). Anzurechnen auf die Entsch�di-
gung sind die in § 56 Abs. 8 IfSG genannten Betr�ge (z.B. Netto-Arbeitsentgelte aus
einer Ersatzt�tigkeit). Insgesamt machen die vorstehenden Bestimmungen deutlich,
dass der Entsch�digungsberechtigte so gestellt werden soll wie er st�nde, wenn es
nicht zu der Beseitigungsmaßnahme gekommen w�re.

ff) Besondere Bestimmungen ergeben sich nach § 57 IfSG auch im Hinblick auf die
Sozialversicherungsbeitr�ge im Entsch�digungsfall. Der Ausgleichsgedanke zum
Verdienstausfall (oben ee) findet hier seine Fortsetzung: Zum einen besteht die Ver-
sicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung weiter. § 57 Abs. 1 Satz 2
IfSG sieht dabei spezifische Bestimmungen f�r die Bemessungsgrundlagen vor. F�r
die nach § 56 Abs. 1 Satz 2 IfSG Entsch�digungsberechtigten besteht auch die
gesetzliche Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und sozialen Pflege-
versicherung fort (§ 57 Abs. 2 IfSG). Diese Regelungen gelten auch f�r die nun nach
§ 56 Abs. 1a IfSG zu entsch�digenden Sorgeberechtigten (§ 57 Abs. 6 n.F. IfSG).
Nach § 57 Abs. 4 IfSG ist f�r die Leistungsberechnung das Arbeitsentgelt maßgeb-
lich, das vor Beginn des Entsch�digungsanspruchs gezahlt worden ist. F�r freiwillig
Krankenversicherte besteht sowohl im Fall des § 56 Abs. 1 als auch des Abs. 1a IfSG
ein Anspruch auf Aufwendungserstattung nach § 58 IfSG. Getragen werden die Bei-
tr�ge vom entsch�digungspflichtigen Land. Erstattungsf�hig sind auch Mehrauf-
wendungen nach der gesetzlichen Unfallversicherung nach § 57 Abs. 3 IfSG. F�r
Impfsch�den sehen die §§ 60ff. IfSG spezifische Bestimmungen vor. Auch insoweit
soll der Entsch�digungsberechtigte gestellt werden wie er ohne die eingriffsbedingte
Verm�genseinbuße st�nde.

gg) Die Leistungszeit ergibt sich dabei aus § 56 Abs. 2 IfSG. Entsch�digung wird in
den ersten sechs Wochen in H�he des Verdienstausfalls gew�hrt und von Beginn der
siebten Woche an grunds�tzlich in H�he des Krankengeldes. Bei anschließender Ar-
beitsunf�higkeit bleibt der Entsch�digungsanspruch bestehen (§ 56 Abs. 7 IfSG).

hh) Die Auszahlung der Entsch�digung erfolgt auf fristgebundenen Antrag, d.h. in-
nerhalb von 12 Monaten nach Einstellung der verbotenen T�tigkeit oder dem Ende
der Absonderung (§ 56 Abs. 11 IfSG). Die urspr�nglich nur dreimonatige Frist hat
der Gesetzgeber bei der Gesetzes�nderung im Mai 2020 verl�ngert.35 Bei Arbeitneh-
mern erfolgt die Auszahlung durch den Arbeitgeber l�ngstens f�r sechs Wochen.
Dem Arbeitgeber werden die ausgezahlten Betr�ge durch die zust�ndige Beh�rde er-
stattet (§ 56 Abs. 5 Satz 1 IfSG). Der Arbeitgeber kann nach § 56 Abs. 12 IfSG einen
Vorschuss beantragen. Die F�lligkeit zur Zahlung der Entsch�digungsleistungen er-
gibt sich dabei aus § 56 Abs. 6 IfSG.

35 Siehe dazu Art. 1 Nr. 23 des Zweiten Gesetzes zum Schutz der Bev�lkerung bei einer epidemischen Lage
von nationaler Tragweite, BT-Drucks. 19/18967, S. 22.
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ii) § 56 IfSG sieht schließlich auch gesetzliche �berg�nge der Anspr�che vor. Soweit
dem Entsch�digungsberechtigten Kurzarbeiter- oder Arbeitslosengeld gezahlt wird,
geht der Entsch�digungsanspruch auf die Bundesagentur f�r Arbeit �ber (§ 56
Abs. 9 IfSG). Bei einer anderen gesetzlichen Leistungsverpflichtung auf Ersatz des
Verdienstausfalls kann sich ein �bergang auf das entsch�digungsverpflichtete Land
ergeben (§ 56 Abs. 10 IfSG). Der �bergang weiterer gesetzlicher Schadensersatzan-
spr�che ergibt sich aus § 63 IfSG.

jj) Anspruchsgegner f�r Entsch�digungsanspr�che nach § 56 IfSG ist das Land, in
dem das Verbot erlassen worden ist (§ 66 Abs. 1 Satz 1 IfSG). F�r Streitigkeiten ist
der ordentliche Rechtsweg er�ffnet (§ 68 Abs. 1 IfSG). Eine Klage w�re daher beim
Landgericht einzureichen.

b) Entsch�digungsanspruch nach § 56 IfSG

aa) Neben § 56 IfSG sieht das IfSG auch einen Entsch�digungsanspruch nach § 65
IfSG bei beh�rdlichen Maßnahmen vor. Auch § 65 IfSG entspricht nur zum Teil der
Vorg�ngerregelung in § 57 Abs. 1 BSeuchenG. Die Regelung soll Entsch�digungsan-
spr�che des Nichtst�rers regeln.36 Zwar wird als Anspruchsberechtigter der durch
diese Maßnahmen belastete Unternehmenstr�ger in der Regelung nicht ausdr�cklich
genannt. Da die Maßnahmen gegen ihn gerichtet werden, fallen bei ihm die Einbußen
an, so dass er auch Anspruchsberechtigter ist.

bb) Ankn�pfungspunkt f�r die Entsch�digung sind nur beh�rdliche Maßnahmen
nach §§ 16f. IfSG. Diese geh�ren zum 4. Abschnitt des IfSG, dessen Gegenstand
„Maßnahmen zur Verh�tung �bertragbarer Krankheiten“ sind. Es geht daher aus-
schließlich um Verh�tungsmaßnahmen der Beh�rden und nicht um „Maßnahmen zur
Bek�mpfung �bertragbarer Krankheiten“ (Beseitigungsmaßnahmen), die im 5. Ab-
schnitt des IfSG (§§ 24ff. IfSG) geregelt sind. Die Abgrenzung zwischen Verh�tungs-
maßnahmen nach §§ 16f. IfSG und Beseitigungsmaßnahmen nach §§ 28, 30, 31 IfSG
ist daher entscheidend f�r das Bestehen einer Entsch�digung (vgl. II. 2. d)).

cc) Die F�lle, f�r die das Gesetz eine Entsch�digung vorsieht, ergeben sich aus § 65
Abs. 2 IfSG.

Ausdr�cklich genannt in der Entsch�digungsregelung sind F�lle, bei denen Gegen-
st�nde des Unternehmenstr�gers vernichtet, besch�digt oder in sonstiger Weise in ih-
rem Wert gemindert werden, d.h. das Eigentum des Unternehmenstr�gers beein-
tr�chtigt wird. Die ersten beiden dieser drei Alternativen waren auch schon in der
Altregelung in § 57 Abs. 1 BSeuchenG vorgesehen. Alle drei Alternativen haben bei
einer pr�ventiven Schließung eines Betriebes oder eines Betriebsteils in der Regel
aber wohl keine oder eine eher geringe Relevanz.

36 BT-Drucks. 14/2530 vom 19.1.2000, S. 89; Gerhardt, IfSG, § 65 Rn. 1.
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Allerdings enth�lt § 65 Abs. 1 IfSG einen Auffangtatbestand f�r einen „anderen,
nicht nur unwesentlichen Verm�gensnachteil“, der durch Maßnahmen nach §§ 16f.
IfSG verursacht wurde. Diese Alternative fand sich ebenfalls nicht in der Altrege-
lung des § 57 Abs. 1 BSeuchenG, sondern wurde erst im Jahr 2000 neu in das IfSG
aufgenommen, um Haftungsl�cken zu schließen.37 Bei beh�rdlichen Maßnahmen
d�rfte in der Regel diese Tatbestandsalternative relevant sein. Erfolgt z.B. eine
Schließung nach § 17 IfSG, um pr�ventiv einer Verbreitung der Krankheit vorzubeu-
gen und w�re dem Unternehmenstr�ger kein Mitverschulden bei Entstehung der
Einbußen nach § 254 BGB anzulasten, w�re die Regelung einschl�gig.38

dd) Fraglich ist, ob einer Entsch�digung entgegensteht, dass es sich bei § 65 IfSG um
einen gesetzlich normierten Aufopferungsanspruch handelt.39 Im Zuge der Corona-
Pandemie haben die einzelnen Bundesl�nder umfassende Regelungen getroffen, die
die Unternehmenst�tigkeit ganzer Branchen weitgehend einschr�nkt und insbeson-
dere die �ffnung von Verkaufslokalen und Verpflegungsst�tten nachhaltig unterbun-
den haben. Soweit es sich um Schutzmaßnahmen nach § 28 IfSG handelt, entf�llt ein
Ersatzanspruch nach § 65 IfSG. Aber auch bei einer Verh�tungsmaßnahme kann ein
Ersatzanspruch fraglich sein, wenn es um eine generelle landesweite Beschr�nkung
f�r Unternehmenstr�ger in gleichgelagerten F�llen (z.B. die landesweite Schließung
von Speiselokalen zur Verhinderung der Ausbreitung der Epidemie) geht. Ergeht je-
doch eine punktuelle Verh�tungsmaßnahme gegen einen Unternehmenstr�ger �ber
dieses Maß hinaus, begr�ndet dies f�r den Unternehmenstr�ger jedenfalls ein indivi-
duelles Sonderopfer.

ee) Ausgeschlossen ist der Entsch�digungsanspruch nach § 65 Abs. 1 IfSG, wenn
durch die beh�rdliche Anordnung nur ein unwesentlicher Verm�gensnachteil ein-
tritt. Auch dann liegt kein Sonderopfer vor. Betriebsbezogene Eingriffe begr�nden
i.d.R. aber wesentliche Verm�gensnachteile, so dass dann auch regelm�ßig eine Ent-
sch�digung in Frage kommt.

ff) Die H�he der Entsch�digung regelt § 65 Abs. 2 IfSG. Sie bemisst sich bei einer
Vernichtung nach dem gemeinen Wert, d. h. dem Wiederbeschaffungswert40 der Sa-
che, bei Besch�digung oder „sonstiger Wertminderung“ nach der Minderung des ge-
meinen Wertes. Kann die Wertminderung behoben werden, umfasst die Entsch�di-
gung die hierf�r erforderlichen Aufwendungen. Insgesamt darf die Entsch�digung
den gemeinen Wert nicht �bersteigen, den der Gegenstand ohne Besch�digung oder
Wertminderung gehabt h�tte. Maßgeblich f�r die H�he der Einbußen sind die Um-
st�nde zu dem Zeitpunkt, in dem die beh�rdliche Maßnahme getroffen wurde.

37 BT-Drucks. 14/2530 vom 19.1.2000, S. 87.
38 Siehe dazu BT-Drucks. 14/2530 vom 19.1.2000, S. 89.
39 BT-Drucks. 14/2530, S. 87.
40 Dazu Gerhardt, IfSG, § 65 Rdnr. 2 m. w. N.
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Diese Regelung passt f�r viele betriebsbezogene Eingriffe, insbesondere f�r den Fall
der Schließung eines Betriebes oder eines Betriebsteils davon, grunds�tzlich nicht,
weil es dabei zumeist nicht oder allenfalls beil�ufig um Vernichtung oder Besch�di-
gung von Gegenst�nden gehen d�rfte. Eine solche Konstellation w�re wohl noch am
ehesten bei einem maßnahmenbedingten Warenverderb denkbar. § 65 Abs. 2 Satz 4
IfSG h�lt jedoch fest, dass „die Entsch�digung f�r andere nicht nur unwesentliche
Verm�gensnachteile den Betroffenen nicht besserstellen darf als er ohne diese Maß-
nahmen gestellt sein w�rde“. Zus�tzlich sieht § 65 Abs. 2 S. 5 IfSG vor, dass „auf
Grund der Maßnahmen notwendige Aufwendungen zu erstatten sind“. Der Wortlaut
der Regelung beschr�nkt den Ausgleich f�r eingetretene Einbußen daher nicht. Er
sieht – anders als noch § 57 Abs. 1 BSeuchenG – keine Beschr�nkung auf eine be-
stimmte Art von Sch�den (z.B. Eigentumssch�den) vor und enth�lt keine Obergrenze
f�r die zu leistende Entsch�digung.

Ankn�pfungspunkt f�r die Ausgleichspflicht ist nach dem Gesetzeswortlaut viel-
mehr der „Verm�gensnachteil“. Dies entspricht auch gerade dem Regelungsansatz in
§ 56 IfSG, bei dem durch detaillierte Ausgleichs-, Anrechnungs- und �bergangsre-
gelungen sichergestellt werden soll, dass dem Betroffenen, dem unverschuldet Ein-
bußen entstehen, ein m�glichst vollst�ndiger Verm�gensausgleich zu gew�hren ist.
Demzufolge sieht § 56 Abs. 1 S. 2 und 3 IfSG Beschr�nkungen und Ausschl�sse der
Entsch�digung vor, wenn der Betroffene die Einbußen (teilweise) h�tte vermeiden
k�nnen. Dem entspricht der Verweis in § 65 Abs. 1 S. 2 IfSG auf die entsprechende
Anwendung des § 254 BGB, nach dem der Entsch�digungsanspruch entsprechend
dem jeweiligen Mitverschulden beschr�nkt wird.41 Ist ein Mitverschulden auszu-
schließen, ist relevant f�r den Schaden deshalb ein Soll-Ist-Vergleich. Dies ist auch
sachlich gerechtfertigt, weil der Anspruch nach § 65 IfSG ohnehin nur auf Sonder-
opfer beschr�nkt ist, die auf Maßnahmen nach §§ 16f. IfSG beruhen.

Daher kann grunds�tzlich auch entgangener Gewinn ersatzpflichtig sein, zumal in
der Parallelregelung zum Verdienstausfall nach § 56 IfSG auch ein Verdienstausfall
f�r Selbst�ndige entsch�digungspflichtig ist. Nach § 56 Abs. 1 S. 4 und 5 IfSG i.V.m.
§ 15 SGB IV ist danach das Arbeitseinkommen relevant, das nach allgemeinen Ge-
winnermittlungsvorschriften des Einkommensteuerrechts als Gewinn aus einer
selbstst�ndigen T�tigkeit ermittelt wird. Kann dieses nicht nachgewiesen werden, ist
auch eine Sch�tzung m�glich.42 Andererseits sind Entlastungen anrechnungsf�hig,
die sich aus Kostenreduzierungen nach §§ 56ff. IfSG ergeben. Gleiches gilt auch f�r
Kurzarbeitergeld. Zu ber�cksichtigen sind wohl auch Leistungen f�r freiwillige Zu-
sch�sse durch Hilfsfonds der �ffentlichen Hand, weil der Unternehmenstr�ger letzt-
endlich nicht bessergestellt werden soll als er st�nde, wenn es nicht zu einer Be-
triebsschließung gekommen w�re.

41 Vgl. BT-Drucks. 14/2530 vom 19.1.2000, S. 89.
42 Erdle, IfSG, § 56 Rdnr. 10.
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gg) Als Anspruchsgegner verpflichtet zur Zahlung der Entsch�digung nach § 66
Abs. 1 Satz 2 IfSG ist das Bundesland, in dem der Schaden verursacht worden ist.
F�r diesen Entsch�digungsanspruch ist ebenfalls der ordentliche Rechtsweg gegeben
(§ 68 Abs. 1 IfSG). Eine Klage w�re daher auch beim Landgericht einzureichen.

2. Entsch�digungsanspr�che nach allgemeinem Staatshaftungsrecht

Mit der Neufassung der oben genannten Entsch�digungsbestimmungen im 12. Ab-
schnitt des IfSG wollte der Gesetzgeber Entsch�digungsl�cken des BSeuchenG
schließen und den allgemeinen Aufopferungsanspruch in das Gesetz �bernehmen
(siehe oben bei III. 1.). Der Aufopferungsanspruch hat daher im Rahmen der Staats-
haftung keine Bedeutung mehr.

Allerdings hat der Gesetzgeber ausdr�cklich festgehalten, dass andere Anspr�che
aus Amtshaftung unber�cksichtigt bleiben sollen.43 Die Entsch�digungsregelungen
des IfSG stehen daher insbesondere in F�llen rechtswidrigen Verwaltungshandelns
der Geltendmachung von Staatshaftungsanspr�chen nicht entgegen. In Frage kom-
men hier die typischen Anspr�che nach Staatshaftungsrecht, d.h. insbesondere der
Amtshaftungsanspruch nach § 839 BGB i.V.m. Art 34.

IV. Fazit

– Die Lebensmittelwirtschaft ist von den staatlichen Eind�mmungsmaßnahmen in
der Corona-Krise erheblich betroffen. Rechtliche Grundlage f�r die staatlichen
Eingriffe ist das IfSG. Es beschreibt den Regelungsrahmen f�r Bund und L�nder
bei der Erkennung und gegen die Weiterverbreitung von SARS-CoV-2-Infektionen
und der Vorbeugung von COVID-19-Erkrankungen.

– Das IfSG unterscheidet zwischen einrichtungs-, produkt- und personenbedingten
Gefahrensituationen. Zwar bestehen besondere produktbezogene Regelungen im
IfSG gerade auch f�r den Umgang mit Lebensmitteln und den Gebrauch von Was-
ser f�r den gewerblichen Bedarf. Derzeit bestehen aber keine Hinweise auf pro-
duktbezogene Ansteckungsgefahren. Daher sind f�r die Ermittlungs- und �ber-
wachungst�tigkeit der Beh�rden und ihre Gefahrenabwehrmaßnahmen in Bezug
auf Lebensmittelunternehmen vor allem die allgemeinen Bestimmungen zur Ver-
h�tung (§§ 16ff. IfSG) und zur Bek�mpfung (§§ 24ff. IfSG) �bertragbarer Krank-
heiten im 4. und 5. Abschnitt des IfSG relevant.

– Welche Aufgaben und Befugnisse die Beh�rden im Einzelfall haben, h�ngt maß-
geblich davon ab, ob eine Verh�tungs- oder eine Bek�mpfungslage nach dem IfSG
vorliegt. Dies ist auch f�r die Rechtsunterworfenen relevant im Hinblick auf In-
halt und Umfang der gegen sie gerichteten beh�rdlichen Verwaltungsmaßnahmen,

43 BT-Drucks. 14/250 vom 19.1.2000, S. 87.
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der Repressivfolgen (Strafen und Bußgelder) und des Bestehens von Entsch�di-
gungsanspr�chen nach dem IfSG.

– Gegenw�rtig ergreifen die Beh�rden zur Verhinderung der Weiterverbreitung von
Infektionen fast ausschließlich Beseitigungsmaßnahmen gem. §§ 28ff. IfSG. Dies
setzt aber voraus, dass personenbedingte Infektionsgefahren, d.h. an COVID-19-
Erkranke, Krankheitsverd�chtige, SARS-CoV-2-Ausscheider oder Ansteckungs-
verd�chtige festgestellt werden k�nnen.

– Bei hohen Infektions- und Erkrankungszahlen oder Hinweisen auf eine hohe Dun-
kelziffer vor Ort kann auch ohne individuelle Personenfeststellung eine Bek�mp-
fungslage vorliegen. Gegenw�rtig kommen daher beh�rdliche Schutzmaßnahmen
i.S. v. § 28 IfSG bei allgemein zug�nglichen Lebensmittelunternehmen wie Gast-
st�tten und Superm�rkten in Frage. Mit zunehmendem R�ckgang von SARS-CoV-
2-Neuinfektionen und der Abnahme von COVID-19-Erkrankungen kann aber die
Feststellung einer personenbedingten Infektionsgefahr auch bei allgemein zu-
g�nglichen Unternehmen und Einrichtungen nicht mehr ohne Weiteres unterstellt
werden. Die Gefahrenlage verlagert sich dann aus dem Bereich der Bek�mpfung
in den der Verh�tung �bertragbarer Krankheiten.

– Auch bei rechtm�ßigen beh�rdlichen Anordnungen kommen Entsch�digungen
nach dem IfSG in Betracht, zumal der Gesetzgeber bei Abl�sung des BSeuchenG
und Einf�hrung des IfSG die Entsch�digungsregelungen im 12. Abschnitt des
IfSG bewusst erweitert hat. Vorgesehen sind im Fall von Verh�tungsmaßnahmen
nach §§ 16f. IfSG Entsch�digungen nach § 65 IfSG und im Fall bestimmter Besei-
tigungsmaßnahmen nach §§ 30f.IfSG (nicht bei Schutzmaßnahmen nach § 28
IfSG) Entsch�digungen nach § 56 Abs. 1 IfSG. Die neu eingef�hrte Regelung nach
§ 56 Abs. 1 IfSG kommt sowohl bei der Schließung von Kinderbetreuungen oder
Schulen aufgrund von Verh�tungs- oder Beseitigungsmaßnahmen f�r die Sorgebe-
rechtigten in Betracht.

– F�r Lebensmittelunternehmer besteht i.d.R. kein Entsch�digungsanspruch nach
§ 56 Abs. 1 (bzw. § 56 Abs. 1a) IfSG, sondern nur nach § 65 IfSG. Die Entsch�di-
gung nach § 65 IfSG entf�llt bei lediglich unwesentlichen Verm�gensnachteilen
oder bei zurechenbarer Mitverursachung des Unternehmers. Ansonsten ist sie in
der H�he nicht begrenzt. Sie umfasst auch einen Anspruch auf notwendige Auf-
wendungen. Eine Entsch�digung entgangener Gewinne ist nicht ausgeschlossen.
Andererseits sind Zuwendungen und Kostenerleichterungen anzurechnen, da der
entsch�digungsberechtigte Unternehmenstr�ger nicht bessergestellt werden darf
als er ohne die belastende Anordnung st�nde.

– Unabh�ngig von den Entsch�digungsanspr�chen nach dem IfSG bleibt auch die
Geltendmachung von allgemeinen Staatshaftungsanspr�chen (mit Ausnahme des
allgemeinen Aufopferungsanspruchs) m�glich.
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Summary

The current Corona virus crisis also affects food businesses. In Germany, SARS-CoV-
2/Covid-19-related orders and statutory ordinances on the competent local or federal
level are mostly based on the national Infection Protection Act (Infektionsschutzge-
setz, IfSG). The author introduces and describes the complex regulatory framework
of the Infection Protection Act with regard to the specific situation for food busi-
nesses. He analyses the legal foundations of government orders against the backdrop
of the changing Corona virus situation in Germany and comes to the conclusion that
the current orders will not be lawful when the situation evolves from emergency re-
sponse to risk prevention. Finally, the author describes and analyses several legal
foundations for compensation claims both on the basis of the Infection Protection
Act and pursuant to the general rules of government liability.


